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Vorwort 

Bei der Lehre vom fehlerhaften Verband handelt es sich um ein im Kern 
weithin akzeptiertes Rechtsinstitut, das die Folgen von Fehlern bei Gesell-
schaftsverträgen bzw. Satzungen für die Zeit vor ihrer Entdeckung beheben 
soll. Der Verband wird als rechtlich existent, aber auflösbar behandelt. Ahn-
liche Institute werden auch bei anderen Dauerrechtsverhältnissen anerkannt, 
insbesondere beim fehlerhaften Arbeitsvertrag. Deshalb stellt die Untersu-
chung zunächst die Frage nach übergreifenden, für alle (oder bestimmte) feh-
lerhaften Dauerrechtsverhältnisse geltenden Grundsätzen. Dies geschieht so-
wohl anhand einer Problembeschreibung mithilfe des heuristischen Begriffs 
der Rückabwicklungsschwierigkeit als auch mittels einer Analyse der dogma-
tischen Begründungen von schon vorhandenen Ansätzen bzw. Gesetzesrege-
lungen. Weil sich diese Suche als nicht weiterführend erweist, wird sich die 
Untersuchung auf die Begründung der Lehre vom fehlerhaften Verband kon-
zentrieren, mit dem Ziel, ihre Geltung sowohl im Personen- als auch im Kapi-
talgesellschaftsrecht nachzuweisen. Auf diese Weise gelingt es nicht nur, einen 
einheitlichen, in einer Reihe einzelner Punkte von der bisher hM abweichen-
den Tatbestand der fehlerhaften Gründung zu formulieren. Vielmehr erlaubt 
der Ansatz vor allem auch, für das seit Beginn der 1990er Jahre verstärkt dis-
kutierte Phänomen fehlerhafter Vertrags- bzw. Strukturänderungen einen 
einheitlichen Lösungsansatz vorzustellen, der sich an einer Reihe konkreter 
Beispiele bestätigen läßt. 

Die Arbeit hat im Wintersemester 2001/2002 der Juristischen Fakultät der 
Ruprecht-Karls-Universität Heidelberg als Habilitationsschrift vorgelegen; 
sie befindet sich im wesentlichen auf dem Stand von Anfang 2002, so daß auch 
die Auswirkungen der Schuldrechtsreform vom 23.11.2001 durchgehend ein-
gearbeitet sind. Einzelne neuere Entscheidungen und Publikationen konnten 
noch in den Fußnoten berücksichtigt werden. 

Mein besonderer Dank gilt meinem verehrten Lehrer, Peter Ulmer, der 
meine akademische Entwicklung in Heidelberg in vielerlei Hinsicht über Jah-
re unterstützt und die Arbeit durch seine Anregungen wesentlich gefördert 
hat. Weiterer Dank gilt Peter Hommelhoff, der freundlicherweise die Zweit-
korrektur übernommen hat. Sehr dankbar verbunden bin ich ferner Monika 
Uhrig und Matthias Casper für ihr stets offenes Ohr und vielerlei Anregung 
und Kritik. Bei der redaktionellen Überarbeitung haben mich Wiltrud Hill-
mann, Janina Krause und Merlind David sehr unterstützt; auch ihnen danke 
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ich herzlich. Schließlich danke ich der Deutschen Forschungsgemeinschaft, 
die mich mit einem Habilitandenstipendium gefördert und das Erscheinen der 
Arbeit durch eine Druckbeihilfe unterstützt hat. 

Heidelberg, im Juli 2002 Carsten Schäfer 
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Erstes Kapitel 

Einleitung 

§ 1 E inführung 

I. Thema und Zielsetzung 

1. Untersuchungsgegenstand 

In ihrem Kern beschäftigt sich die vorliegende Untersuchung mit der wohl 
erstmals 1986 von Karsten Schmidt (AcP 186,421,425) so bezeichneten Lehre 
vom fehlerhaften Verband (LfV), welche die seit langem etablierte Lehre von 
der fehlerhaften Gesellschaft (LfG) mit den verschiedenen gesetzlichen Rege-
lungen der „nichtigen" Kapitalgesellschaft zu einem einheitlichen Prinzip ver-
schmolz. Sein zentrales Anliegen ist, die Folgen von Wirksamkeitsdefiziten 
des verbandskonstituierenden Geschäfts für die Zeit vor deren Geltendma-
chung zu suspendieren und an die Stelle der Rückabwicklung nach allgemei-
nem bürgerlichen Recht die Auflösung nach gesellschaftsrechtlichen Regeln 
zu setzen. Die vorliegende Studie möchte den Bestand dieses Prinzips kritisch 
aufnehmen, seine tragende dogmatische Begründung ermitteln, die LfV gegen 
benachbarte dogmatische Figuren abgrenzen und sie überdies mit einem ein-
heitlichen Tatbestand versehen. Gerade in Hinblick auf Vertrags- bzw. Struk-
turänderungen, die einen Schwerpunkt bilden werden, erweist sich ein solches 
einheitliches Prinzip als erfolgversprechend; denn insofern existieren auch im 
Recht der Körperschaften keine allgemeinen gesetzlichen Vorschriften. 

Während der LfG in Rechtsprechung und Literatur stets große Bedeu-
tung zuteil wurde, hat sich die - übergreifende - Lehre vom fehlerhaften 
Verband erst zögerlich durchzusetzen begonnen1 . Dies dürfte damit zusam-

1 Vgl. außer dem erwähnten Beitrag von Karsten Schmidt noch H a c h e n b u r g - U l m e r G m b -
H G § 2 Rdn. 4 f., 86; G H E K - H ü f f e r A k t G §275 Rdn. 6; Paschke Z H R 155 (1991) 1, 5; vgl. 
auch Kollbosser N J W 1997, 3265, 3267 f. („allgemein anerkannten Grundsa t z des zivilen Ver-
bandsrechts") - Anklänge bereits bei Flume 1/1, §2 III, S. 16 ff., und - im Anschluß daran -
Ulmer Festschrif t Flume, 1978, Bd. 2, S. 301, 313 f. 
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menhängen, daß der Schwerpunkt der Diskussion in der Vergangenheit ein-
deutig bei der Gründung lag und hier kaum Bedarf für eine übergreifende 
Lehre entstand, weil für die Körperschaften gesetzliche Regelungen vorlie-
gen (§§ 75 f. GmbHG, 275 ff. AktG, 94 ff. GenG). Diese Situation änderte 
sich, als zu Beginn der 1990er Jahre die fehlerhafte Kapitalerhöhung und mit 
ihr fehlerhafte Strukturänderungen im allgemeinen ins Bewußtsein der 
Fachöffentlichkeit gelangten2. Mittlerweile liegen einschlägige Monogra-
phien von Kort3 und Schultz4 vor, die aber deutlich von der hier gewählten 
Konzeption abweichen und sich überdies auf das Kapitalgesellschaftsrecht 
beschränken. Kort geht es vor allem um die Darstellung einzelner fehler-
hafter Strukturänderungen unter dem zusammenfassenden Begriff des Be-
standsschutzes, weshalb er auf eine allgemeine Grundlegung und Tatbe-
standsformulierung für fehlerhafte Vertragsänderungen weitgehend ver-
zichtet. Einer verbandsübergreifenden Lehre vom fehlerhaften Verband 
begegnet er mit Rücksicht auf die Funktion der Registereintragung zudem 
mit gewisser Skepsis. - Demgegenüber geht es Schultz um die Begründung 
eines noch allgemeineren, von ihm sogenannten „Kontinuitätsprinzips"5, 
das nach seiner Auffassung nicht allein bei der Gründung und (qualifizier-
ten) Vertragsänderungen wirksam ist, sondern sich auf sämtliche sogenann-
ten Organisationsakte in Kapitalgesellschaften bezieht und überdies dogma-
tisch bislang klar unterschiedene Institute wie Heilung, Unangreifbarkeit 
kraft Fristablaufs und die Lehre von der fehlerhaften Gesellschaft in einem 
Einheitsinstitut auflöst6. 

2. Zielsetzung 

Die Studie wird sich zunächst ausführlich mit den Grundlagen der Lehre 
vom fehlerhaften Verband beschäftigen. Ziel ist es, die Problematik der Un-
wirksamkeit von ausgewählten Dauerrechtsverhältnissen zunächst umfas-
send zu betrachten, und zwar anhand einer sorgfältigen Untersuchung derje-
nigen Schwierigkeiten, die hinsichtlich einer notwendigen Rückabwicklung 
nach Bereicherungsrecht auftreten. Auf diese Weise soll nach einem möglichst 
übergreifenden Prinzip gesucht werden, weshalb sämtliche Lehren oder ge-
setzliche Regeln einbezogen werden, deren Rechtsfolge in der partiellen Auf-
rechterhaltung fehlerhafter Rechtsgeschäfte besteht. Ausgangspunkt hierfür 
ist der Begriff der Rückabwicklungsschwierigkeit, der allenthalben zur Be-

2 S. vor allem Zöllner AG 1993, 63, sowie die auf dem ZHR-Symposion 1994 gehaltenen 
Referate von Hommelhoff, Krieger und Zöllner/Winter, veröffentlicht in ZHR 158 (1994). 

3 Bestandsschutz fehlerhafter Strukturänderungen im Kapitalgesellschaftsrecht, 1998. 
4 Die Behebung einzelner Mängel von Organisationsakten in Kapitalgesellschaften, 1997. 
5 Behebung (Fn. 4), S. 151 ff., Zusammenfassung in NZG 1999, 89 ff. 
6 Kritik zu diesem Konzept unter § 4 IV 4. 
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gründung dafür eingesetzt wird, Nichtigkeitsfolgen in bestimmten Rechtsver-
hältnissen zu suspendieren (§ 3). Schon die Problembeschreibung wird frei-
lich verdeutlichen, daß die in den verschiedenen Rechtsverhältnissen auftre-
tenden, auf den ersten Blick eng verwandten Probleme von durchaus un-
terschiedlicher Struktur sind. Und in § 4 werden sich die Bemühungen um ein 
allgemeineres Institut des fehlerhaften Dauerrechtsverhältnisses bzw. be-
stimmter seiner Typen vollends als fruchtlos erweisen, wenn die tragfähigen 
dogmatischen Begründungen für die einzelnen Ausprägungen fehlerhafter 
Dauerrechtsverhältnisse in Gesetz und Lehre miteinander verglichen werden. 
Andererseits soll es nicht nur gelingen, die Lehre von der fehlerhaften Gesell-
schaft mit der Gesetzesregelung der fehlerhaften Kapitalgesellschaft zu einem 
verbandsübergreifenden Institut zu verbinden (§ 5) und dieses mit einem ein-
heitlichen Tatbestand zu versehen (§ 7). Vielmehr gilt es auch, den umwand-
lungsrechtlichen Bestandsschutz in die Lehre vom fehlerhaften Verband zu 
integrieren (§ 6). Der so gewonnene Rechtsgrundsatz ist überdies gegen mög-
liche Relativierungen und Ausnahmevorbehalte zu verteidigen, wie sie die hM 
durch Berufung auf übergeordnete Interessen bzw. den Schutz einzelner Ver-
bandsmitglieder postuliert (§ 8). 

Ein weiterer Haupttei l der Arbeit , ihr viertes Kapitel, wird sich mit der 
Anwendung der Lehre vom gälerhaften Verband auf (qualifizierte) Vertrags-
bzw. Strukturänderungen in der Personen- und Kapitalgesellschaft beschäfti-
gen. § 9 befaßt sich zunächst mit der gesetzlichen Ausgangslage, dem Diskus-
sionsstand sowie gesicherten Anwendungsfällen der LfV, nämlich dem Bei-
tritt einerseits, den im U m w G geregelten fehlerhaften Umwandlungen ande-
rerseits. Ziel ist es, die dogmatische Grundlage und - in § 10 - den Tatbestand 
der LfV so zu modifizieren, daß sie allgemeingültige Aussagen darüber erlau-
ben, auf welche Vertrags- bzw. Strukturänderungen die LfV überhaupt an-
wendbar ist und welche Anforderungen hierbei zu beachten sind. Der letzte 
Paragraph vor dem Schlußteil (§11) wird sich dann im Detail mit ausgewähl-
ten Vertrags- bzw. Strukturänderungen in Personen- und Kapitalgesellschaft 
beschäftigen. Er bezweckt zugleich, die bis dahin gewonnenen Erkenntnisse 
zur Anwendbarkei t der LfV und zu ihren Tatbestandsmerkmalen an praktisch 
bedeutsamen Vertrags- bzw. Strukturänderungen zu erproben, zu verfeinern 
und, wo erforderlich, fü r den einzelnen Anwendungsfal l zu modifizieren. 

II. Gang der Untersuchung 

Ein knapper, vorbereitender Teil zur Fehlerhaftigkeit von Rechtsgeschäf-
ten (§ 2) klärt vorab einige Begriffe zum Komplex der Unwirksamkei t und 
bezieht hierbei auch schon einige gesellschaftsrechtliche Besonderheiten, na-
mentlich in bezug auf Gesellschafterbeschlüsse, in überblickartiger Darstel-
lung ein. 
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D e r folgende Paragraph (§ 3) stellt sodann eingehend die bei besonderen 
Dauerrechtsverhältnissen auftretenden, auf deren Unwirksamkei t beruhen-
den Probleme dar, soweit diese in Literatur, Rechtsprechung oder Gesetz bis-
lang dazu geführt haben, Sonderregeln vorzuschlagen oder in Kraft zu setzen, 
die darauf zielen, die Unwirksamkei ts fo lgen für die Vergangenheit e inzudäm-
men. Das P h ä n o m e n fehlerhafter Dauerschuldverhältnisse ist seit langem be-
kannt und hat in verschiedenen Fällen zur Beschränkung der Folgen von 
Nicht igkei t und Anfechtung in zeitl icher Hins icht geführt. In der Vergangen-
heit war freilich die zur Beschränkung von Nicht igkei tswirkungen aufge-
wandte D o g m a t i k bisweilen nicht frei von Ideologie, wie sich am besten an-
hand der Figuren des „faktischen Arbeitsverhältnisses" bzw. der „faktischen 
Gesel lschaft" , in gewissem M a ß e aber auch durch die darauf in der N a c h -
kriegszeit folgenden Gegenkonzepte nachweisen läßt. Wohl mit dieser Ideo-
logisierung, die unter U b e r b e t o n u n g der Faktizi tät die rechtsgeschäftl iche 
Grundlage leugnete, hängt die auffällige „Dogmat is ierung" der gesamten 
Themat ik zusammen. F ü r die vorliegende Untersuchung wird daher ein ab-
weichender Ansatz gewählt, der stärker bei der eigentlichen Prob lembe-
schreibung ansetzt, und zwar anhand des allenthalben, aber mit uneinheit-
l ichem Gehalt verwandten Begriffs der Rückabwicklungsschwierigkei ten. 
D a m i t soll zugleich die Lösung der Frage vorbereitet werden, welche Struktur 
ein fehlerhaftes Rechtsgeschäft aufweisen muß, damit die Fehlerfolgen in zeit-
l icher Hins icht begrenzt werden können. D e n n ein Hauptziel der Unter -
suchung wird darin liegen auszuloten, wie weit ein auf diese Weise erzielbarer 
Bestandsschutz namentlich in bezug auf Vertrags- oder Satzungsänderungen 
von Gesellschaften reicht. 

D i e nähere Untersuchung der wesentl ichen dogmatischen Grundlagen für 
die zeitliche Beschränkung der Nicht igkei ts - und Anfechtungswirkungen bei 
Dauerrechtsverhältnissen im folgenden Abschni t t (§ 4) wird bestätigen, was 
die Problemanalyse bereits nahegelegt hat, daß nämlich die Suche nach einem 
übergreifenden Prinzip scheitern muß. Sie folgt der in § 3 gewonnenen E i n -
sicht, daß der Begrif f der Rückabwicklungsschwierigkei t nur in einem Teil-
bereich geeignet ist, die zeitliche Beschränkung von Nichtigkeitsfolgen hin-
reichend zu begründen. D i e Darstel lung wird sich darauf beschränken, dieje-
nigen tragenden Gedanken herauszustellen, die einen Vergleich zwischen den 
einzelnen Rechtsverhältnissen ermöglichen. Schon zwischen Arbeitsverhält-
nis und Gesellschaft , so wird sich zeigen, ist die Diskrepanz so wesentlich, 
daß die Entwicklung gemeinsamer Prinzipien keinen Ertrag verspricht. D e n 
Bemühungen um ein für alle (oder wenigstens best immte) Dauerrechtsver-
hältnisse gültiges, einheitliches K o n z e p t zur Beschränkung von Anfechtungs-
und Nichtigkeitsfolgen ist daher eine Absage zu erteilen. - Andererseits wer-
den sich deutliche Parallelen zwischen der personengesellschaftsrechtl ichen 
Lehre von der fehlerhaften Gesellschaft und den gesetzlichen Regeln zur feh-
lerhaft gegründeten Kapitalgesellschaft auch in Hinbl i ck auf den Wertungs-
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grund abzeichnen, so daß die Verbindung zu einem übergreifenden Institut 
des fehlerhaften Verbands geboten erscheint. Dies vorzubereiten, ist gleich-
falls Ziel von § 4. 

Der folgende Paragraph (§ 5) markiert den Übergang zum verbandsrecht-
lichen Teil der Untersuchung, dient er doch der schon vorbereiteten Fundie-
rung des Prinzips, demzufolge fehlerhafte Verbände bis zu ihrer Auflösung 
wirksam bleiben, mit anderen Worten die Fehlerhaftigkeit der rechtsgeschäft-
lichen Grundlage nur einen Auflösungsgrund darstellt. Ein solches verbands-
rechtliches Prinzip legt bereits die bei Personengesellschaften und Körper-
schaften weithin parallele Rückabwicklungsproblematik nahe, doch bedarf es 
noch der dogmatischen Absicherung. Schon das Reichsgericht hatte die 
Grundsätze zur fehlerhaften Personengesellschaft in offener Anlehnung an 
die fehlerhafte juristische Person entwickelt und hierbei besonders auf die in 
beiden Fällen vorhandene Verselbständigung des Gesellschaftsvermögens ab-
gestellt7. Auch scheinen sich die Merkmale der Lehre von der Doppelnatur des 
Gesellschaftsvertrages8 bestens zu einem solchen übergreifenden Prinzip 
fortentwickeln zu lassen, wenngleich nach wie vor die Auffassung verbreitet 
ist, daß nur die besondere Funkt ion der Registereintragung die vorhandenen 
gesetzlichen Regelungen zur fehlerhaften Körperschaft legitimieren könne 
und die §§ 275 f. Ak tG , 75 f. G m b H G und 94 f. G e n G folglich einer Verallge-
meinerung nicht zugänglich seien9. Demgegenüber tritt diese Untersuchung 
entschlossen für ein verbandsübergreifendes Prinzip ein, das maßgeblich auf 
dem Vollzug als Entstehensgrund für die aus der Verbandsgründung erwach-
senden Rechtsträger beruht und demgegenüber der Registereintragung für die 
Gründung keine tragende Bedeutung zumißt. Entscheidend ist vielmehr, un-
ter welchen allgemeinen Bedingungen die Gesellschaft entsteht oder eine Ver-
trags- bzw. Strukturänderung wirksam wird. 

Der sich anschließende Abschnit t (§ 6) beschäftigt sich mit der im U m w G 
1994 geregelten Bestandskraft fehlerhafter Umwandlungen, insbesondere der 
zentralen Vorschrift des § 20 Abs. 2 U m w G . Hierbei ist von besonderem In-
teresse, ob diese, wie schon für ihre inhaltsgleiche Vorläuferbestimmung des 
§ 352a A k t G diskutiert wurde, als gesetzlicher Ausdruck der Regeln des f<"-
lerhaften Verbands zu verstehen ist oder als ein Fall von Heilung oder als et-
was Drittes. - In Auseinandersetzung mit den verschiedenen Ansichten wird 
zu zeigen sein, daß sich der umwandlungsrechtliche Bestandsschutz - entge-
gen der wohl hM - friktionslos in die allgemeinen Regeln des fehlerhaften 
Verbands einpassen läßt, ohne daß hierdurch das Schreckgespenst massenhaf-
ter „EntSchmelzungen" durch Spaltung oder Ausgründung genährt würde. 

7 RGZ 165, 193, 203 f. 
8 Dazu nur MünchKomm./i/ /roer BGB, 3. Aufl., § 705 Rdn. 272 ff. mit weit. Nachw. 
9 Vor allem Canaris Vertrauenshaftung, S. 173 ff. und Möschel Festschrift Hefermehl, 

1976, 171, 175; ebenso auch Wiedemann WM 1990, Beil. 8, 24; Kort Bestandsschutz, S. 29 f.; 
Dörr Die fehlerhafte GmbH, 1989, S. 127 ff. 
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Nachdem die Problematik eingehend beleuchtet und die dogmatische 
Grundlage der Lehre vom fehlerhaften Verband dargestellt wurde, ist deren 
allgemeiner, von der Gründung ausgehender Tatbestand zu formulieren. Dem-
gegenüber erfordern die Rechtsfolgen keine selbständige Abhandlung, steht 
doch nach dem Zweck der LfV und dem zu § 5 Gesagten fest, daß die Unwirk-
samkeit von Gesellschaftsvertrag oder Satzung lediglich zur Auflösung der 
Gesellschaft führt, die entsprechend den für die Rechtsform geltenden allge-
meinen Bestimmungen durch außerordentliche Kündigung oder Gestaltungs-
klage herbeizuführen ist. - In seiner Grundstruktur wird der Tatbestand der 
LfV naturgemäß schon im Kontext der dogmatischen Fundierung hervortre-
ten. Er beinhaltet erstens die Vollendung eines Rechtsgeschäfts, also das Vorlie-
gen von Gesellschaftsvertrag oder Satzung, zweitens dessen Unwirksamkeit, 
drittens die Inkraftsetzung des Verbands durch Vollzug. Vertiefung bedürfen 
besonders die Merkmale des Rechtsgeschäfts und der Unwirksamkeit. Zu ver-
feinern gilt es vor allem die Abgrenzung zwischen fehlerhaftem und (noch) 
nicht vorhandenem Rechtsgeschäft. Ein weiterer Schwerpunkt wird bei der 
Frage liegen, welche Fehler (=Wirksamkeitsdefizite) überhaupt zu Mängeln 
des Verbands führen. 

Die hM lehnt es ab, die LfV anzuwenden, wenn „gewichtige Interessen der 
Allgemeinheit oder einzelner schutzwürdiger Personen entgegenstehen". 
Nach dem Befund, daß unüberwindbare Rückabwicklungsschwierigkeiten 
einträten, wollte man einen im Rechtsverkehr aufgetretenen Rechtsträger als 
niemals entstanden betrachten, muß dies überraschen. Außerdem schafft man 
im Grunde Sonderrecht für Personengesellschaften; denn im Kapitalgesell-
schafts- und Genossenschaftsrecht können nach der Gesetzes- und Richtli-
nienlage eindeutig auch Gesellschaften mit gesetzes- bzw. sittenwidrigem 
Zweck bloß aufgelöst und liquidiert werden. Aus der Sicht eines übergreifen-
den Prinzips muß ein solches Sonderrecht irritieren. Zwar betreffen die ein-
schlägigen Entscheidungen in aller Regel keine Außengesellschaften, doch 
faßt die hL den Ausnahmevorbehalt ganz allgemein, und in einem oberlandes-
gerichtlichen Urteil ist ein kartellrechtswidriges Gemeinschaftsunternehmen 
tatsächlich schon für rechtlich inexistent und damit parteiunfähig erklärt wor-
den10. Deshalb bedarf es einer Auseinandersetzung mit der hL, und zwar an-
hand der praktisch gewordenen Fälle des verbotswidrigen Zwecks (§ 134 
BGB) sowie der Beteiligung Minderjähriger oder vergleichbar schutzwürdi-
ger Personen. 

Das vierte Kapitel ist der fehlerhaften Vertrags- bzw. Strukturänderung ge-
widmet. § 9 erstreckt die aus der fehlerhaften Gründung für die LfV gewon-
nenen Erkenntnisse auf die Strukturänderung. Der gegenüber dem Begriff der 
Vertragsänderung unschärfere Begriff der Struktur- bzw. Grundlagenände-
rung wird hierfür lediglich zur Beschreibung benötigt. Zunächst sollen die 

10 O L G H a m m W u W / E 3748 und 4033 - „gemeinsamer Zeitungsverlag". 
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schon gesicherten Anwendungsfäl le , also einerseits der fehlerhafte Beitri t t als 
eine .Keimzel le ' der L f G , andererseits die gesetzlich geregelten U m w a n d l u n -
gen, auf verallgemeinerungsfähige Aussagen darüber untersucht werden, für 
welche Strukturänderungen die L f V in Betracht k o m m t und welche Fo lge-
rungen sich für einen allgemein Tatbestand der fehlerhaften Strukturänderung 
ziehen lassen. Dabei entspricht es dem universellen verbandsrechtl ichen Pr in-
zip der LfV, Kapital- und Personengesellschaftsrecht möglichst unmittelbar 
gegenüberzustellen. Ziel ist es, in einer Art Baukastensystem möglichst exakt 
diejenigen Strukturelemente zu identifizieren, deren Veränderung eine A n -
wendung der L f V erlaubt sowie, umgekehrt , diejenigen auszunehmen, die 
sich gegenüber der L f V neutral verhalten, bei deren Änderung es daher bei 
den allgemeinen Regeln verbleibt. Hier für lassen sich aus Gründung, Beitr i t t 
und den Umwandlungen wertvolle und schon recht detaillierte Erkenntnisse 
gewinnen. 

In Analogie zur fehlerhaften Gründung entfaltet der sich anschließende 
Abschni t t (§ 10) den Tatbestand der fehlerhaften Vertrags- bzw. Strukturän-
derung und hebt hierbei besonders die Unterschiede zur fehlerhaften G r ü n -
dung hervor. Erhebl iche Abweichungen ergeben sich vor allem bei der rechts-
geschäftlichen Grundlage, die bei Vertrags- oder Strukturänderungen aus ei-
nem Beschluß, typischerweise aus einem Mehrhei tsbeschluß, oder aus einer 
Kombinat ion aus Vertrag und (Zust immungs-)Beschlüssen besteht. U n d auch 
für die Gel tendmachung der Fehlerhaftigkeit sind eigenständige Grundsätze 
zur formulieren. Schließlich soll in Parallele zu § 8 überprüft werden, o b E i n -
schränkungen der L f V für best immte Fälle von Beschlußnichtigkeit (§ 241 
A k t G ) vorzubehalten sind. 

D e r letzte Abschni t t vor dem Schlußteil ( § 1 1 ) überprüft und verfeinert die 
im „Allgemeinen Tei l" der fehlerhaften Vertrags- bzw. Strukturänderung ge-
troffenen Aussagen anhand ausgewählter, auch praktisch bedeutsamer Fall-
gruppen. Auf die umstrit tenen Beispiele der Auflösung und der U n t e r n e h -
mensverträge ist ebenso einzugehen wie auf Eingliederung und Zweckände-
rung. D i e fehlerhafte Kapitalerhöhung darf gleichfalls nicht fehlen. Sie hat 
bislang ganz im Mit te lpunkt des Interesses gestanden, so daß an eine schon 
sehr ins Detai l gehende Diskussion angeknüpft werden kann. In einem letzten 
Unterabschni t t soll untersucht werden, inwieweit auch isolierte, also nicht an 
Strukturänderungen der Gesellschaft gebundene Veränderungen des Inhalts 
der Mitgliedschaft nach den Regeln der L f V zu behandeln sind, nachdem die 
Bestandskraft des Formwechsels eine gewisse Ö f f n u n g der L f V markiert . 
Entsprechendes gilt für die fehlerhafte Bestel lung von Organmitgl iedern oder 
der Einrichtung fakultativer Organe . 





Zweites Kapitel 

Grundlegung - Begriff und Problematik 
fehlerhafter Dauerrechtsverhältnisse 

und Ansätze zu ihrer Bewältigung 

§ 2 Der Begriff des fehlerhaften Rechtsgeschäfts 
im bürgerlichen und Gesellschaftsrecht 

Fehlerhafte oder mangelhafte1 Rechtsgeschäfte begegnen im Privatrecht al-
lenthalben, damit im bürgerlichen Recht ebenso wie im Gesellschaftsrecht. Es 
fehlt aber an einem gesetzlichen Fehlerbegriff. Das Bürgerliche Gesetzbuch 
verwendet im Sinne eines Oberbegriffs den der Unwirksamkeit , ohne freilich 
sein Verhältnis zur Nichtigkeit oder zu anderen Fehlerkategorien zu definie-
ren2. Von der Rechtsfolge her betrachtet, lassen sich als Fehler all diejenigen 
Mängel eines Rechtsgeschäfts verstehen, die nach dem Gesetz zur Folge ha-
ben, daß dem Geschäft, sei es eo ipso oder als Folge der Ausübung eines Ge-
staltungsrechts, welches die Fehlerhaftigkeit voraussetzt, die (vollständige) 
Wirksamkeit versagt bleibt, mithin die bestimmungsgemäßen Rechtsfolgen, 
ganz oder teilweise, nicht eintreten. 

1 Die Begriffe werden im folgenden synonym verwendet, so daß auch das Fehlen einer 
nachholbaren Wirksamkeitsvoraussetzung in diesem Sinne „Fehler" ist. In der Terminologie 
wie hier etwa Karsten Schmidt Festschrift für Fischer, 1979, 693, 703 \ Jauern ig B G B Vor § 104 
Rdn. 20. Daß fehlerhafte Rechtsgeschäfte stets rechtswidrig sind, ist damit nicht notwendiger-
weise gesagt. 

2 Vgl. den Uberblick zur Entwicklung der Nomenklatur bei Staudinger12/D;7ci)er Einl. zu 
§§ 104-185 Rdn. 65 f. Siehe zur Kritik am Fehlen einer klaren Abgrenzung zwischen den Be-
griffen Nichtigkeit und Unwirksamkeit hier nur Flume II , § 30, 2. 
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I. Arten der Unwirksamkeit eines Rechtsgeschäfts 
nach bürgerlichem Recht 

Das Bürgerliche Gesetzbuch unterscheidet in bezug auf Wirksamkeitsdefi-
zite eines Rechtsgeschäfts in erster Linie zwischen Anfechtungs- und Nichtig-
keitsgründen; in zweiter Linie kommen auch (sonstige) Unwirksamkeitsgrün-
de in Betracht3. Somit wird, in Ubereinstimmung mit der hL, der Begriff der 
Unwirksamkeit hier als Oberbegriff für alle Wirksamkeitsdefizite eines tatbe-
standlich vollendeten Rechtsgeschäfts verwandt4 . Sodann bedeutet Nichtigkeit, 
daß die bestimmungsgemäßen Rechtsfolgen von vornherein nicht eintreten 
können; man kann die Nichtigkeit deshalb auch als absolute und endgültige 
Unwirksamkeit bezeichnen5. Wie im Gesetz vorgesehene Heilungsmöglich-
keiten nahelegen, etwa in §§ 311 b Abs. 1 S. 2, 518 Abs. 2, 766 S. 2 BGB, bedeu-
tet Nichtigkeit allerdings nicht zwingend, sondern nur in der Regel die endgül-
tige Unwirksamkeit6 . Die Anfechtbarkeit räumt dem Anfechtungsberechtig-
ten die Befugnis ein, die Unwirksamkeit nachträglich, aber mit Rückwirkung 
durch eine Gestaltungserklärung herbeizuführen (§ 142 Abs. 1 BGB). Weitere, 

3 Den Versuch von Baums Z H R 142 (1978) 582 ff., mindestens für das Gesel lschaftsrecht, 
die Unwi rk s amke i t als eigene Kategorie abzulösen, ist gescheitert . Nament l i ch die These, bei 
der schwebenden Unwi rk s amke i t handele es sich „mater ie l l - recht l ich" um Nicht igke i t 
(S. 586), hat wen ig für sich. - Im übr igen wi rd hier der Terminologie der hM gefolgt , nach der 
die Unwi rk s amke i t den Oberbegr i f f zur Nicht igke i t bi ldet , vgl . e twa Larenz/Wolf A l lgemei -
ner Teil, § 44; Gernhuber Bürger l iches Recht , § 6, S. 50 ff.; kr i t . zu dieser Begr i f fsb i ldung 
E. Wolf A l lgemeiner Teil des bürger l ichen Rechts, 3. Auf l . 1982, § 10 B III. 

4 Vgl. Larenz/Wolf A l lgemeiner Teil, § 4 4 Rdn. 3; Gernhuber Bürger l iches Recht , § 6 , 
S. 50 ff.; Jauernig BGB Vor § 104 Rdn. 3 , 18 ff.; aA. aber E. Wolf A l lgemeiner Teil, 3. Auf l . 1982, 
§ 1 0 B I I I . 

5 Zum Nicht igkei tsbegr i f f der hM vgl . nur Larenz A l lgemeiner Teil, 7. Auf l . , § 23 I, S. 454; 
Larenz/Wolf A l lgemeiner Teil, 8. Auf l . , § 44 I, S. 825 f.; S taudinger /Di lcher Einl. §§ 104-185 
Rdn . 67; v. Tuhr A l lgemeiner Teil, Bd. II, § 56 I, S. 280. Abwe ichend davon wi l l Pawlowski 
Rechtsgeschäft l iche Folgen nicht iger Wi l lenserk lärungen, 1966, insbes. S. 158 ff. die Folgen 
der Nicht igke i t nicht einheit l ich, sondern durch rechtsfo lgenbezogene Aus legung der N ich -
t igke i tsnorm best immen. Diesen Ansa tz hat neuerdings Cahn JZ 1997, 8 ff., insbes. 16 ff. w ie -
deraufgegr i f fen, und auch die Posit ion Flumes (II, § 30, 1 u. 6) tendiert in diese Richtung . Für 
die bloße Beschre ibung von Mänge lka tegor ien ist diese Einschränkung frei l ich ohne Bedeu-
tung, wei l nicht die Nicht igke i t skategor ie als solche in Frage gestellt , sondern nur ihre Wir-
kung differenziert w i rd . Daß im übr igen auch nach h M nicht die Unwi rk s amke i t j edweder aus 
dem Schuldverhäl tnis fo lgenden Pfl ichten postul iert wi rd , zeigt die Diskuss ion um die 
Schutzpf l ichten, vgl . dazu noch unten § 3 III 2 d mit wei teren Hinweisen . - Daneben sind, hier 
gleichfal ls nicht zu vert iefende Ansä tze zu verzeichnen, die Nicht igke i t a l lgemein in persona-
ler Hins icht zu begrenzen, vgl. bes. U. Hübner Festschrift für H. Hübner , 1984, 487 ff. und 
ausführ l ich Beckmann Nicht igke i t und Personenschutz , 1998, S. 158 ff., S. 274 ff. (wol l e die 
Nicht igke i t snorm nur e inzelne schützen, könnten nur diese sich auf die Nicht igke i t berufen) . 

6 Früher wurde der Begriff a l lerdings zum Teil enger verstanden, danach wa r Nicht igke i t 
stets von Dauer, vgl. e twa v. Tuhr A l lgemeiner Teil des BGB, Bd. II/l, S .282 ; bei gesetzl ich 
vorgesehener He i lungsmögl i chke i t wa r man deshalb gezwungen , von schwebender U n w i r k -
samkeit zu sprechen. Heu te ist diese Begr i f fsbi ldung überwunden , vgl . Cahn JZ 1997, 8 , 1 0 mit 
Fn. 19. 
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Einheitlichkeit der Mitgliedschaft 315 
Einheitstheorie (Gesamttatbestand) 327, 

364 f. 
Einzelfallgerechtigkeit 143 f. 
Einzelgeschäftsführung 479 f. 
Einziehung, s. Kapitalherabsetzung 
Einziehungserklärung (bei fehlerhafter 

Kapitalerhöhung) 424 ff. 
entgegenstehende Interessen, s. Ausnahmen 

von der LfV 
Entschmelzung (s.a. Verschmelzung) 

187 ff. 
- Ausgründung 191 
- Pflicht z u r - 197 
- Technik 191 
- Verfahren 192 f. 
Erbengemeinschaft 91 
Erbrechtliche Nachfolge, fehlerhafte 317 f., 

412 
Ergänzungspfleger 274 
Erklärung an die Öffentlichkeit 72 
Ersetzungsbefugnis (Abfindung) 435 ff. 
Essentialia negotii 
- Kapitalgesellschaft 163 f., 212, 293 
- Genossenschaft 213 
- Gesellschaftsvertrag 203 ff. 
- Verhältnis zum zwingenden Recht 

221 ff. 
- Verein 212 f. 
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Faktische Gesellschaft 22, 120, 202 
Faktisches Arbeitsverhältnis 22 
faktisches Organ, s. Lehre vom -
Fakultative Gesellschaftsorgane, s. Beirat 
Familiengerichtliche Genehmigung 269 ff. 
Fehlerhaftigkeit, s. Unwirksamkeit 
Formwechsel (s. a. Umwandlungen) 
- als Anwendungsfall der LfV 350 f. 
- Ausschluß von Mitgliedern? 229f. 
- außerhalb des U m w G 488 ff. 
- Identitätsprinzip 151,224 
- L P G 229 ff. 
- LwAnpG 229 ff. 

„GbRmbH" 227 f. 
Gegenstandsänderung, s. Zweckänderung 
gegenstandslose Gesellschaft 163 ff., 210 
Geltendmachung von Mängeln 
- Anfechtung statt Kündigung? 171 
- Beitritt 333 f. 
- bei fehlendem Zustimmungsbeschluß 

386 f. 
- Eingliederung 472 f. 
- Gestaltungsklageerfordernis? 169f. 
- Gründung 168 ff. 
- Kapitalerhöhung 424 ff., 493 
- Kapitalherabsetzung 448 f. 
- Strukturänderungen 377 ff., 493 
- Unternehmensvertrag 461 f. 
- wichtiger Grund ? 177 ff. 
Gemeinnütziger Gesellschaftszweck 

418 ff. 
Gemeinschaftsgedanke (Arbeitsverhältnis) 

101, 104 
Gemeinschaftsunternehmen, s. Kartell-

verbot 
Genehmigtes Kapital 439 f. 
Genossenschaft 213, 280 ff., 307, 334 
Gesamtgeschäftsführung 479 f. 
Gesamthandsprinzip 121, 133 f., 147 f. 
Gesamthandsvermögen 78, 79 ff., 133 f. 
Gesamtunwirksamkeit, s. Teilunwirk-

samkeit 
Geschäftsbeginn, s. Vollzug 
Geschäftsführungsbefugnis 
- Änderung 301 f., 479f. 
- Einräumung 473 ff. 
- Entziehung 478 f. 
Geschäftsführungsvertrag, s. Unter-

nehmensvertrag 
Geschäftsunfähige 285 f. 
Gesellschaft bürgerlichen Rechts 

(Rechtsfähigkeit) 145 f. 

Gesellschaftsvertrag (s.a. Satzung, 
essentialia) 

- Tatbestand 203 ff. 
- Scheingeschäft 204 f. 
Gestaltungsklageerfordernis 169 ff. 
Gewinnabführungsvertrag 344 
Gewinnabführungsvertrag, s. Unter-

nehmensvertrag 
Gewinnrecht, Änderung 487 
Gewinnverteilungsschlüssel 487 
Gewinnverteilungsschlüssel, Änderung 

301 
Girosammeiverwahrung 425 f. 
Globalurkunde, s. Sammelurkunde 
Gratisaktien 440 
Gründungsmängel (s.a. Unwirksamkeit) 
- allgemein 213 f. 
- Dissens 215 f. 
- schwebende Unwirksamkeit 214 
- Verstoß gegen zwingendes Recht 

217 ff. 
Gutachten zur Überarbeitung 

des Schuldrechts (1981) 35 f. 
Gütergemeinschaft, fehlerhafte 60 ff., 91 

Haftsumme, Erhöhung 454 
Haftung der Gesellschafter 76 f. 
Handelsvertreterverhältnis 
- Rückabwicklungsschwierigkeiten 51 ff., 

88 
- Ausgleichsanspruch 52 ff. 
- Provisionsanspruch 54 
Haustürgeschäft 215 
Heilung 
- Abgrenzung zur LfV 247 ff. 
- Begriff 182 f. 
- Beschlußmängel 294 ff. 
- durch Beschluß 372 
- Kapitalgesellschaft 249 f. 
- Personengesellschaft 251 f. 
- Satzungsänderungen 294 ff. 
- Umwandlungsrecht 297 f. 
- Verschmelzung 184 f., 189 f. 
- Zeichnungsvertrag 308 f. 
H G B 1897 63 ff., 113 f. 
hinkende Mitgliedschaft 270 
Holzmüller-Grundsätze 234, 359 

Identitätsprinzip (Formwechsel) 151, 
224 

Inhaltsirrtum 224 f. 
Innengesellschaften 83 ff., 143 ff. 
Insichgeschäft 274 
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Kapitalerhöhung 
- als Anwendungsfall der LfV 298, 422ff. 
- Abfindungsproblematik 427ff . 
- Ausgabebetrag 432 
- aus Gesellschaftsmitteln 440 ff. 
- Barkapitalerhöhung 430 f. 
- Barabfindung 428 f. 
- bedingtes Kapital 439 f. 
- Buchwertabfindung 430 ff. 
- effektive Kapitalerhöhung 424 ff. 
- Einziehungserklärung 424 ff. 
- genehmigtes Kapital 439 
- Personengesellschaft 452 ff. 
- Sachkapitalerhöhung 433 f. 
- Zusammenhang mit dem Beitritt 327 f., 

424 f. 
- Zeichnungsvertrag 333, 424 f. 
Kapitalgesellschaften 
- fehlerhafte Gründung 113 ff, 139 f. 
- Rückabwicklungsschwierigkeiten 62 ff. 
- Satzung (s.a. ebd.) 163 ff. 
Kapitalherabsetzung 
- als Anwendungsfall der LfV 2 9 8 , 4 4 4 f f , 

491 
- Einziehung 358, 450 
- ordentliche - 445 ff. 
- vereinfachte - 451 ff. 
Kapitalkonten 454 
Kartellverbot 
- Gemeinschaftsunternehmen 264 ff. 
- Gesellschaftszweck 260 ff. 
- Präventionszweck? 264 ff. 
- und Zusammenschlußkontrolle 264 f., 

396 f. 
Komplementärbeschluß 383 f. 
Komplementärstellung, Umwandlung 305 
Kontinuitätsprinzip 117 f. 
Konzern 
- qualifizierter faktischer 377, 455 f., 

4581 5 4 

- Vertragskonzern (s.a. 
Unternehmensvertrag) 455 ff. 

Konzerninteresse 457 
Kündigung 
- absolute Gründe? 178 
- zur Geltendmachung von Mängeln 

171 ff. 
- Treupflichtschranke 180 

Legitimationswirkung 
(Anteilsübertragung) 318 f. 

Lehre vom faktischen Organ 304, 476, 

481 ff-

Lehre vom fehlerhaften Arbeitsvertrag 
94 ff. 

Lehre vom fehlerhaften Verband 116, 129, 
131 f., 137 f f . 

Lehre von der Beschränkung der 
Nichtigkeitsfolgen 124 f. 

Lehre von der fehlerhaften Gesellschaft 
- Gesetzestreue Ansichten 123 f., 131 f. 
- Beschränkung der Nichtigkeitsfolgen 

124 f. 
- Doppelnatur des Gesellschaftsvertrages 

126 f., 147 ff., 157 f, 
- allgemeiner Rechtsgrundsatz 129 ff. 
Lehre von der fehlerhaften Mitgliedschaft? 

317ff . 
Leitungsmacht 456 ff. 
Liquidationsloses Erlöschen 
- als Anwendungsfall der LfV 400, 410ff. 
- rechtsgeschäftliche Grundlage 412 
LPG-Umwandlung 229 ff. 

Marleasing-Entscheidung des E u G H 69 
Mehrvertretung 274 
Minderjährigenhaftungsbeschränkungsgesetz 

271 ff. 
Minderjährigenschutz 
- Beitritt, Gründung 244, 268ff, 284 f. 
- Strukturänderung 388 
Mitgliedschaft, fehlerhafte 302 ff. 
Mitgliedschaftsrechte, Änderung 483 ff. 
- Gewinnrecht 487 f. 
- Stimmrecht 484 ff. 
- Vermögensrechte 483 
„Moto-Meter-Methode", s. übertragende 

Auflösung 

Nebenpflichten 
- allgemein 24 f. 
- Arbeitsverhältnis 43 ff. 
- Handelsvertreterverhältnis 55 
- (Personen-)Gesellschaft 79, 91 
Nebenpflichtverhältnis (Mitgliedschaft) 

201 f. 
Negativattest, s. Registersperre 
Negativliste (relevanter Strukturmerkmale) 

359 f. 
Neuvornahme 198,249 
Nichtigkeit (s.a. Unwirksamkeit) 
- Begriff 10 f.5 

- Beschlüsse (AG) 390 ff. 
- Reichweite 39 ff. 
Nichtigkeitsklage 
- Gründung 139 f., 169 f. 
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- Strukturänderung (Beschluß) 378 ff. 

öffentliche Interessen 397 f. 
Ordnungsvorschrift 299 
Organbestellung, fehlerhafte 473 ff., 491 
Organe, Errichtung 483 f. 
Organisationsakt 117 

Personengesellschaft 
- Gesamthandsvermögen 79 ff. 
- Innengesellschaften 83 ff. 
- Lehre von der fehlerhaften - 121 ff., 

147 ff. 
- Rückabwicklungsschwierigkeiten 74 ff. 
- Strukturänderungen 382 f., 398 f. 
Positivliste (relevanter Strukturmerkmale) 

357 f. 
Präventionsgedanke 263 ff. 
Provisionsanspruch (Handelsvertreter) 54 
Publizitätsrichtlinie 19, 68 f., 161 ff., 167, 

285 

Rechtsfolgenirrtum 224 f. 
Rechtsformzwang 222 f. 
Rechtsgeschäft (s.a. Beschluß, essentialia, 

Satzung) 
- als Grundlage der LfV 120, 161 ff. 
- Beitritt 322 ff. 
- Beschluß 13 f. 
- Einheitstheorie 327, 3645 

- fehlerhaftes 9 ff. 
- Genossenschaft 213 
- Gesellschaftsvertrag 203 ff. 
- Satzung 163 ff., 212 ff. 
- Strukturänderung 363 ff. 
- Tatbestand 12 
- Unternehmensvertrag 365 ff. 
- Verein 212 
- Verschmelzung 340 f. 
- vollmachtlose Vertretung (s.a. ebd.) 

208 ff. 
- Willenserklärung 165 f. 
Rechtsidee (Radbruch) 143 
Rechtsscheingrundsätze 

(als Grundlage der LfV) 72 f.; 77 f., 
131 f f . , 262 f. 

Rechtssicherheit 143 
Registereintragung 
- als Grundlage der LfV? 156 ff. 
- Körperschaften 149ff., 291 f. 
- Marken-und Patentrecht 153 f. 
- Personengesellschaften 152 f. 
- Strukturänderungen 374 ff., 492 

- Umwandlungen 154 ff. 
- Unternehmens vertrage 375 ff. 
Registersperre 195, 291 ff., 473 
Rückabwicklungsschwierigkeiten 
- allgemeine Einordnung (Typen) 23 ff., 

86 ff. 
- als dogmatische Grundlage der LfV 

93 f., 131 ff., 141 ff. 
- Arbeitsverhältnis 37 ff., 87 f. 
- Auflösung 402 ff. 
- Beitritt 321 f. 
- Dauerschuldverhältnis 27 ff. 
- Eingliederung 466 ff. 
- Ehe 5 8 ff. 
- Errichtung fakultativer Organe 483 f. 
- Formwechsel 350 f., 488 f. 
- Geschäftsführungsbefugnis, Änderung 

473 ff., 479 
- Gewinnabführungsvertrag 463 ff. 
- Handelsvertreterverhältnis 51 ff., 88 
- Innengesellschaft 83 ff., 143 ff. 
- Kapitalgesellschaft 63 ff., 89f. 
- Kapitalerhöhung 422 f., 440 ff. 
- Kapitalherabsetzung 444 f., 451 f. 
- liquidationsloses Erlöschen 413 f., 491 
- Mitgliedschaftsrechte, Änderung 483 f. 
- Organverhältnis 304, 473 ff. 
- Personengesellschaft 74 ff. 
- Rechtssubjekt 141 ff. 
- Strukturänderung (allgemein) 360 ff. 
- übertragende Auflösung 415 f. 
- Unternehmensvertrag 455 ff. 
- Verschmelzung 338 f. 
- Zweckänderung 419 f. 

Sammelurkunde 425 f. 
Satzung 
- Publizitätsrichtlinie 161 ff. 
- Tatbestand 163 ff., 203 ff., 293 
- zwingende Bestandteile 139 f., 164 f., 293 
Scheinerbe (als Gesellschafter) 318 
Scheingesellschaft (Scheingeschäft) 204 ff. 
Schuldrechtsreform 2001 36 
Schutzprinzip (Arbeitsverhältnis) 101, 

104 f. 
Schutzwürdige Interessen 

(s.a. Ausnahmen v.d. LfV) 83 f., 257 ff., 
388 ff. 

Selbstorganschaft 473 
sittenwidriger Gesellschaftszweck 84, 

258 f. 
Sorgfaltspflicht der Organmitglieder 475 f. 
Spaltung, s. Umwandlungen 
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Spruchverfahren 473 
Status-Kriterium 289, 300 f. 
Stichtagsregelung, rollierend 
- Unternehmensvertrag 464 
- Verschmelzung 344 
Stimmabgabe, s. Beschluß 
Stimmrecht, Änderung 484 ff., 492 
Streifbandverwahrung 425 
Strukturänderungen 
- Ausnahmen von der LfV? (s.a. ebd.) 

388 ff. 
- Begriff 289 f. 
- Geltendmachung der Fehlerhaftigkeit 

378 ff. 
- LfV-relevante Strukturmerkmale 357 ff. 
- Mehrheitsbeschluß 371 f. 
- Personengesellschaften 299 ff. 
- Registereintragung 374 ff. 
- rechtsgeschäftliche Grundlage 363 ff. 
- Tatbestand der fehlerhaften - 361 f.; 

363ff. 

Tatbestand der LfV 
- Gründung 201 ff. 
- Strukturänderung 361 f , ; 3 6 3 f f 
Teilunwirksamkeit 
- allgemein 18 f. 
- Gesellschaftsrecht 236 ff. 
- Interessenabwägung nach § 139 BGB 

238 ff. 
- Kapitalgesellschaft 139 f., 293 
- subjektive- 166, 241 ff. 
- Verschmelzung 345 f. 
Teilzeitwohnrechte 215 
teleologische Reduktion 127 ff. 
Treupflicht 79, 180, 475, 479 
Typisierungsgedanke (LfV) 142 ff. 

Übernahmeerklärung (AG) 163 f. 
übertragende Auflösung 233 f., 415 f f . 
Umwandlungen 
- Bestandskraft 182 ff. 
- Formwechsel 350 f. 
- Modellcharakter für die LfV 337ff., 

355 f. 
- Registereintragung 154 ff. 
- Registersperre 195,292 
- Spaltung 349 
- Vermögensübertragung 350 
- Verschmelzung 182 ff., 338 ff. 
Unangreifbarkeit kraft Fristablaufs 247 f. 
Unbedenklichkeits verfahren 195 f. 
Unternehmenskauf, fehlerhafter 319 f. 

Unternehmensvertrag 
- als Fall der LfV 292, 297 f., 455 f f , 491 
- Beherrschungsvertrag 455 ff. 
- Geltendmachung der Fehlerhaftigkeit 

461 f. 
- Geschäftsführungsvertrag 464 
- Gewinnabführungsvertrag, isolierter 

463 ff. 
- Leitungsmacht 456 ff. 
- rechtsgeschäftliche Grundlage 365 f., 

459 f. 
- Registereintragung 375 ff., 460 
- Verlustausgleichspflicht 455, 458, 463 
Unterpari-Emission 433 
Unwirksamkeit (s.a. Nichtigkeit) 
- allgemein 9 ff. 
- Anfechtung 171 ff. 
- Dissens 215 f. 
- Ehe 55 ff. 
- Gesellschaftsrecht 12 ff. 
- Geltendmachung 168 ff. 
- Gründe 10 f., 15 f. 
- Gründungsmängel 213 ff. 
- Hauptpflichten 40 ff. 
- Kapitalgesellschaft 14 ff., 62 f f , 293 f., 

390 f. 
- Kündigung (s.a. ebd.) 173 ff. 
- Nebenleistungspflichten 25, 4 3 f f , 
- Personengesellschaft 16ff., 71 f f , 382 f. 
- relative 11 
- schwebende 11,214 
- Schutzpflichten 45 ff. 
- Strukturänderung (s.a. ebd.) 293 f. 
- Teilunwirksamkeit (s.a. ebd.) 236 ff. 
- Verstoß gegen zwingendes Recht 217 ff. 

Verbotswidriger Gesellschaftszweck 85, 
260/ / 

Verbraucher 280 f. 
Verein 212,334 
Vereinsgesetz 267 
Verfahrensfehler 
- Personengesellschaft 17 f. 
- Kapitalgesellschaft 294 
- Umwandlung 197 f. 
Verfügung von Todes wegen 317 £., 412 
Verlustausgleichspflicht 455, 458, 463 
Vermögensübertragung, s. Umwandlungen 
Verschmelzung 
- als Anwendungsfall der LfV 182 ff., 

338 ff. 
- Fehlerhaftigkeit 345 f. 
- Mehrheitsbeschluß 342 
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- rechtsgeschäftliche Grundlage 340 f. 
- Rückabwicklungsschwierigkeiten 338 f. 
- Stichtagsregelung 344 
- Vollzug? 343 
- Vorwirkung 343 f. 
Verschmelzungsrichtlinie 190, 197 
Vertragsänderung 289, 300 f. 
Vertragskonzern, s. Unternehmensvertrag 
Vertretung, vollmachtlose 
- der Gesellschaft (Unternehmensvertrag) 

365 ff. 
- des Gesellschafters (Beitritt) 208 ff. 
- des Minderjährigen 274 ff. 
Verwässerungsgefahr 433 
Verwirrrungsthese (Denkschrift) 63, 141 
Volksgesetzbuch 30 f. 
Vollzug 
- Beitritt 311, 331 f. 
- Funktion 157ff. 
- Geschäftsbeginn 1 5 9 f . , 2 5 2 f f . 
- Gründung 75, 157 ff. 
- Strukturänderung 374 
- Verschmelzung 343 f. 
- Zustimmung aller Gesellschafter? 254 f. 
Vorgesellschaft 
- fehlerhafte 150 f. 
- Minderjährigenschutz 244 

- Teilunwirksamkeit (subjektiv) 243 f. 
- unechte 223 

Wesentlichkeit eines Mangels 235 ff., 293 f., 
345 f. 

wichtiger Grund 
- Auflösung 177 ff. 
- Austritt 334 f. 
Widerrufsrecht (Verbrauchervertrag) 215 
Willensmängel 171 f. 

Zahlungssperre (§225 AktG) 436 f. 
Zeichnung, s. Beitritt, Kapitalerhöhung 
Zusammenschlußkontrolle, s. Kartellverbot 
Zustimmungspflicht 179 
Zweckänderung 
- als Anwendungsfall der LfV? 417 ff., 492 
- Rückabwicklungsschwierigkeiten? 419 f. 
- Wechsel zur Gemeinnützigkeit 418 f. 
zwingendes Recht 
- Abspaltungsverbot 220 
- allgemeines Verhältnis zur 

Unwirksamkeit 218 f. 
- Formwechsel, s. ebd. 
- „GbRmbH" 227 f. 
- LPG-Umwandlung 229 ff. 
- Personengesellschaftsrecht 219 ff. 
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